
 
 
 
Informationen zum Datenschutz 
gemäß Artikel 13 und 14 Datenschutz- 
grundverordnung und zur Übermittlung  
von Sozialdaten im Einbürgerungsverfahren 
 

Die Information zum Datenschutz gemäß Artikel 13 und 14 Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) können Sie auf der Internetseite der Einbürgerung (www.stadt-muenster.de/ 
buergerservice/staatsangehoerigkeit/Download-und-Datenschutz) einsehen und herunter-
laden. 
 
Bitte beachten Sie, dass Sie mit der Unterschrift Ihres Einbürgerungsantrags be-
stätigen, diese Informationen erhalten zu haben. 
 
Zur Klärung von Fragen der eigenständigen Sicherung des Lebensunterhalts ohne Inan-
spruchnahme öffentlicher Mittel sowie der Vertretbarkeit eines eventuellen Bezugs von 
Sozialleistungen sind unter Umständen Auskünfte vom zuständigen Jobcenter, der Ar-
beitsagentur und/oder dem Sozialamt notwendig, die grundsätzlich von der antragstel-
lenden Person eingeholt werden können und vorzulegen sind. Im Interesse der Verfah-
rensbeschleunigung und zur Unterstützung der Betroffenen kann die Einbürgerungsbe-
hörde die erforderlichen Informationen bei den vorgenannten Stellen aber auch direkt 
einholen und nutzen. Gemäß § 71 Absatz 2 Nr. 5 SGB X ist die Übermittlung von Sozial-
daten an die Einbürgerungsbehörde zulässig. 
 
Die Einbürgerungsbehörde lässt sich auf Ersuchen Daten übermitteln: 

 vom Jobcenter 
 von der Agentur für Arbeit oder 
 vom Sozialamt, 

welche für das Einbürgerungsverfahren erforderliche Informationen enthalten, insbeson-
dere zu Leistungsbezug, früheren Leistungsbezugszeiten, Leistungskürzungen, Sperr-
zeiten, Sanktionen, (allgemeinen, lokalen, persönlichen) Vermittlungschancen wie Aus-
bildungs-, Qualifikations-, Weiterbildungsstand, Bemühungen zur Verbesserung dessel-
ben, Bewerbungssituation und Bewerbungsverhalten, Zielvereinbarungen. Die so gewon-
nenen Erkenntnisse werden im Einbürgerungsverfahren berücksichtigt. 
 
 
 
 
  
 


